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Vertraulich ! 

 

K a b i n e t t s p r o t o k o l l  N r .  1 1 1  

vom 30. September 1919. 

 

Anwesend: 

Präsident S e i t z, sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Vizekanzler F i n k  

(beurlaubt) und Staatssekretär Dr. D e u t s c h, ferner die Unterstaatssekretäre G l ö c k e l, 

M i k l a s, P f l ü g l, Dr. R e s c h, Dr. T a n d l e r  und Dr. W a i s s.1 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamt für Finanzen Sektionschef Dr. G r i m m, ferner 

zu Punkt 1: 

vom Staatsamt für Äußeres Sektionschef Dr. S c h ü l l e r,  

vom Staatsamt für Finanzen Ministerialrat Dr. S c h w a r z w a l d, 

zu Punkt 6: 

Präsident der Polizeidirektion in Wien S c h o b e r  und  

vom Staatsamt für Finanzen Ministerialrat Dr. W i l f l i n g. 

 

Vorsitz: Staatskanzler Dr. R e n n e r  (in der Folge vertretungsweise Staatssekretär Dr. 

B r a t u s c h). 

 

Dauer: 19.30 – 23.45 

 

Reinschrift (31 Seiten), Konzept, stenographische Mitschrift, Entwurf der TO 

 

Inhalt: 

1. Finanzierung der Lebensmittelbeschaffung. 

2. Gesetz über den achtstündigen Arbeitstag. 

3. Erhöhung der Getreidepreise. 

4. Stand der Zuckerversorgung. 

5. Errichtung einer „D.ö. Hellmittelstelle, g.w.A.“ 

6. Polizeidienstgesetz; Gendarmeriedienstgesetz. 

                                                 
1  Weiters war ein Schriftführer anwesend. 
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7. Vollzugsanweisung betreffend die Umwandlung von Renten nach dem 

Invalidenentschädigungsgesetz (4. V.A. zum Invalidenentschädigungsgesetz). 

8. Frage der Entfernung der altösterreichischen Hoheitszeichen von Staatsgebäuden. 

9. Wirkungskreis des Kurators der Theresianischen Akademie. 

10. Verlautbarung des einheitlichen Textes der Effektenumsatzsteuervorschriften. 

11. Sperre der Postsparkassenkonten militärischer Heilanstalten. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 2 betr. Gesetz und Vollzugsanweisung über den achtstündigen Arbeitstag (8 

Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 3 betr. Bericht des StSekr. f. Volksernährung über die Erhöhung des 

Getreidepreises (5 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Vortrag von StSekr. Dr. Bauer über die Errichtung einer 

gemeinwirtschaftlichen Anstalt unter der Firma „D.ö. Heilmittelstelle, gemeinwirtschaftliche 

Anstalt“ (5 Seiten) 

Beilage zu Punkt 5 betr. Satzungen der Anstalt (12 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Antrag des StA d. Inneren z. Zl. 26.734/19 auf Beschluss eines 

Gendarmeriedienstgesetzes (9 Seiten) 

Beilage zu Punkt 6 betr. Antrag des StA d. Inneren z. Zl. 32.198/19 auf Beschluss eines 

Polizeidienstgesetzes (9 Seiten) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Vollzugsanweisung des StA. f. soziale Verwaltung über die 

Umwandlung von Renten nach dem Invalidenentschädigungsgesetz (6 Seiten, gedruckt) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Bericht der Staatskanzlei zur Frage der Entfernung der 

altösterreichischen Hoheitszeichen von Staatsgebäuden (2 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 9 betr. Antrag des UStSekr. f. Unterricht Zl. 19.814/Abt. 11 über den 

Wirkungskreis des Kurators der Theresianischen Akademie (3 Seiten, zweifach) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Verlautbarung des einheitlichen Textes der 

Effektenumsatzsteuervorschriften durch das StA. f. Finanzen (10 Seiten, gedruckt, zweifach) 

 

1. 

Finanzierung der Lebensmittelbeschaffung. 

Staatssekretär Dr. L o e w e n f e l d - R u s s  berichtet, dass die Ernährungssituation derart 

kritisch geworden sei,2 dass man bereits ernstlich in Erwägung ziehen müsse, ob nicht mit 

                                                 
2  Anstelle des bisherigen Satzes heißt es im Stenogramm: 
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einer Kürzung der Brot- und Mehlquote für Wien vorzugehen wäre, um der Gefahr zu 

begegnen, bei Verzögerung von Transporten in der nächsten Zeit die Ausgabe von Brot und 

Mehl überhaupt einstellen zu müssen. 

Die Lage habe noch dadurch eine Verschärfung erfahren, dass für die Ernährung der 

Pferde in Wien aus den für den menschlichen Konsum bestimmten Getreidebeständen ein 

bestimmtes Quantum Mais unbedingt zur Verfügung gestellt werden müsse. 

Der allerdringendste Bedarf sei 14 Millionen Holland-Gulden zur Beschaffung von 

Getreide und 3 Millionen Holland-Gulden für die Beschaffung von Fett. 

Das Staatsamt für Finanzen könne gegenwärtig nur 3 Millionen Holland-Gulden zur 

Verfügung stellen. 

Der Erlös der Bilderaktion dürfte wohl zu spät kommen. 

Er stelle nunmehr an das Staatsamt für Finanzen die Frage, in welcher Weise für den 

Bedarf der nächsten 2-3 Monate vorgesorgt werden könne. 

Der Vorsitzende teilt mit, dass er am heutigen Tage den Staatsbevollmächtigten für die 

Verwertung der Kunstschätze Sektionschef Ing. E n d e r e s  mit der Aufgabe betraut habe, 

binnen 14 Tagen den Betrag von 10 Millionen Holland-Gulden auf irgend eine Weise 

aufzubringen. 

Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r  erklärt, dass außer der Beschaffung der vom 

Vorsitzenden erwähnten Summe aus dem Verkaufe von Kunstwerken weiters ein 

verhältnismäßig kleiner Betrag in Holland aufzubringen sein dürfte. Außerdem dürfte es 

möglich sein, ein kleines Darlehen von einigen Millionen Dollars in Amerika aufzunehmen. 

Er müsse allerdings hiezu bemerken, dass derartige kleine Operationen die Chancen einer 

späteren größeren Kreditoperation beeinträchtigen werden. Auch die Verpfändung von 

Wertpapieren müsste ins Auge gefasst werden. Auch könnte daran geschritten werden, Gold- 

und Schmuckgegenstände aus dem Privatbesitz in Anspruch zu nehmen. 

Ministerialrat Dr. S c h w a r z w a l d  erstattet einen eingehenden Bericht über die 

bisherige Tätigkeit des Staatsamtes für Finanzen auf dem Gebiete der Valutenbeschaffung 

und die immer geringer werdenden Aussichten für die Aufbringung ausländischer 

                                                                                                                                                         
„Loewenfeld: Ich muss neuerlich auf den furchtbaren Ernst der Situation aufmerksam machen. Die Situation 
hat sich in der letzten Zeit so verschärft und ich muss sagen, dass ich keinen Ausweg sehe, wenn mir nicht 
eine Hilfe von oben geleistet wird. Folgende Situation: Ich habe unter Berücksichtigung der 
Eigenaufbringung was Mehl und Brot anlangt, die Versorgung für November nur unter der Voraussetzung 
gedeckt, dass wir das, was wir selbst gekauft haben, rechtzeitig bekommen und dass ein vorschussweises 
Geschäft mit Italien (?) auch realisiert werden kann. So unsichere Faktoren, dass ich selbst nicht die glatte 
Versorgung der nächsten 14 Tage sichern kann. Schuld mangelnde Aufbringung und die 
Transportschwierigkeiten, die die gekaufte Menge verzögert hat. 
Nur Wien, Niederösterreich und Oberösterreich sind für die nächsten Wochen gedeckt. In die übrigen 
Länder geben wir gar nichts“. 
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Zahlungsmittel.3 

 
α Verschärft durch folgendes: Die Versorgung der Pferde in Wien hat sich in der letzten Zeit zu einer 

Katastrophe entwickelt. Wir brauchen im Monat 760 Waggon Futtermittel. Die Haferaufbringung ist fast Null. 

Wenn ich nicht Mais zur Verfügung stelle, in den nächsten Tagen 20 Waggon täglich, würde die Futtersituation 

in Wien zusammenbrechen. Das hat für die Appr.Betriebe und die Holz- und Kohleeinfuhr die größte 

Bedeutung. 200 t Mais, die ich hätte, bedeuten für den menschlichen Konsum 1/3. Wenn ich den Pferden etwas 

geben soll, so kann ich das nur dem Konsum des Menschen entziehen. Daher, ob ich nicht rechtzeitig eine 

Kürzung der Brot- und Mehlquote vornehmen soll.  

Fett: Bei voller Berücksichtigung der Provinz mit 1 Monat gedeckt. Wenn ich nur Wien und die 

Industriebezirke, auf 50 Tage.  

Ähnlich mit Fleisch: Eigentlich nur 30 Tage. Auf 50 Tage, dann hört sich die Fleischversorgung auf. Die 

Kartoffelsituation ist infolge der Transport- und Bezahlungsfrage eigentlich schon verloren. Alle anderen 

Lebensmittel kann ich nicht bezahlen. Auf irgendeine Hilfe aus den Ländern kann ich für Wien nicht rechnen. 

Wenn die Deckung schon in der nächsten Zeit so gefährlich ist, so noch viel ärger in der Zukunft. Im großen und 

ganzen war das Staatsamt für Finanzen über unseren Finanzbedarf im klaren. Hat uns auch im Rahmen der 

Mittel möglichst unterstützt. Es war aber unzureichend. Jetzt steht die Sache so. Ich habe ein Programm für die 

nächsten 3 Monate vorgelegt. 3 Abschnitte. Unentbehrlich Getreide, fast unentbehrlicher Fleisch und Fisch. Für 

die nächsten 3 Monate 70 Mill. Holland-Gulden = 2 Milliarden Kronen. 

Kann sich verringern durch den jugoslawischen Vertrag und wenn gewisse Verhandlungen mit Holland 

günstig verlaufen. Jedenfalls sind viele Millionen notwendig.  

Am Samstag Besprechung mit Staatsamt für Finanzen. Ich habe den unbedingten Bedarf auf 14 Mill. für 

Getreide und 3 Mill. für Fett reduziert. Den 17 Mill.Holland-Gulden-Bedarf hat das Staatsamt für Finanzen 

erklärt, sei es nicht in der Lage aufzubringen. 3 Mill. hfl und 300.000 Dollar waren in Aussicht gestellt, aber das 

ist zu wenig. Der Erlös der Bilderaktion wird zu spät kommen. Gewisse Sachen sind in den nächsten 14 Tagen 

zu finalisieren. Insbesonders Kauf von Getreide, weil es sehr lange braucht bis es kommt. Ich muss sagen, ein 

großer Teil meiner Tagesarbeit erschöpft sich auf die Finanzierung der Lebensmittelbeschaffung. Es gehört das 

nicht zu meinem Ressort. Entweder es geht überhaupt nicht mehr, dann muss die Regierung der Entente und der 

Öffentlichkeit erklären, dass wir als selbständiger Staat die Mittel nicht aufbringen können. Ich sehe mit 

äußerster Besorgnis in die Zukunft, wir haben uns in einer so kritischen Lage überhaupt noch nicht befunden. 

Wir haben nicht die geringsten Vorräte an Mehl.  

Ich habe keinen Antrag, weil ich keine Lösung finde.  

2 Anregungen scheinen mir notwendig:  

1.) Ich glaube, man müsste in der nächsten Zeit die Länder zusammen berufen und ihnen unter Vorsitz des 

Staatskanzlers den Ernst vor Augen führen und auch auf dem Lande die Frage der Brot- und Mehlkürzung ins 

Auge fassen. Die Länder machen gar nichts, um sich selbst zu helfen, die Aufbringung geht gar nicht weiter. 

Eine große Anzahl der Landwirte sitzen auf der Mehlkarte, obwohl sie sich bereits selbst versorgen.  

2. Anregung: Die Regierung möge vom Staatsamt für Finanzen eine Erklärung erbitten, in welcher Weise 

wird mir für den Bedarf der nächsten 2 - 3 Monate Hilfe zuteil werden.  

                                                 
3  Ab „Die Lage habe noch dadurch eine Verschärfung erfahren“ bis zu dieser Stelle liegt eine 

Stenogrammvariante vor, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 
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Man muss heute entscheiden, ob man nicht an eine Kürzung der Quote herantritt. Die Ruhe in Wien wird 

nicht aufrecht zu erhalten sein. In manchen Ländern bezieht alles was leibt und lebt die Schwerarbeiterkarten. 

Renner: Ich habe heute die Bilderaktion eingeleitet. Enderes eingesetzt. Ich habe den betreffenden Herren die 

Aufgabe erteilt, binnen 14 Tagen 10 Mill. Holland-Gulden herbeizuschaffen.  

Dagegen habe ich eine andere Mitteilung zu machen, die mich beunruhigt.  

Ich habe jetzt mit serbischem Uss., der hergekommen ist, den jugoslawischen Vertrag zu finalisieren, eine 

Unterredung gehabt. Folgende Schwierigkeit: Als eine der Konzessionen ist der jugosl. Regierung zugesagt die 

Vermittlung bei der österr.-ungarischen Bank, durch die Jugoslawien 300 Mill. neue Noten bekommt, um ihre 

Noten im Grenzgebiet auszutauschen. Nun stellt sich heraus, dass die ö.u. Bank die getroffene Vereinbarung 

nicht einhalten will, sodass die serbische Regierung droht, vom jugosl. Vertrag zurückzutreten. 48 Stunden Frist. 

Ich hoffe, dass es sich beilegen lässt. Aber große und bedrohliche Erschwerung.  

Ich habe den Eindruck, dass die gewissen unablässigen Warnungen Loewenfelds doch nicht mit 

gebührendem Ernst aufgenommen worden sind. Man muss doch jetzt vorsehen, dass man vorwärts kommt. Die 

Einberufung einer Länderkonferenz ist kalendarisch sehr schwierig wegen der bevorstehenden 

Nationalversammlung. Wenn alles nichts nützt, dann wird nichts übrig bleiben, dann muss man den 

Ernährungsdienst von den Ländern ablösen und den Aufbringungsdienst hier zentralisieren. Es heißt das 

allerdings, den Staat ad absurdum führen. Ich hoffe, dass sich die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung 

über alle Parteien hinweg sich gegen diese Anarchie der Länder wendet.  

S c h u m p e t e r: Wenn man den Geldwert des d.ö. Volksvermögens mit ungefähr 70 Milliarden beziffert, 

so ist eine Summe von 2 Milliarden für eine relativ kurze Zeit und für Lebensmittel ungeheuer. Die Warnungen 

des Loewenfeld sind sehr ernst genommen worden. Loewenfeld hat selbst darauf hingewiesen, dass vom 

Staatsamt für Finanzen eine namhafte Summe zur Verfügung gestellt wurde. Dass wir einmal an den Rand 

kommen müssen, wenn wir teures Getreide beschaffen müssen, dafür kann das Finanzamt nichts. Die 

Anforderung von 17 M. hfl kann durch diese Mittel gedeckt werden. Des weiteren ist selbstverständlich ein 

interimistischer Kredit notwendig. 6 Mill. hfl wurden uns von Holland geliehen für Kartoffeln, Mehl und auch 

andere kleine Summen werden aufzubringen sein. Wir könnten auch darangehen, Gold- und 

Schmuckgegenstände aus Privatbesitz in Anspruch zu nehmen. Insbesondere werden uns die Safesperren dazu 

helfen. 

S c h w a r z w a l d: Wir sind gegenüber der Entente verpflichtet, Goldmünzen und Wertpapiere 

abzuliefern. Es erstreckt sich das nur auf gemünztes Gold. Dass dieser Aufruf kein großes Ergebnis haben wird, 

war klar, weil die Vorräte fast ganz aufgezehrt waren. Kaum mehr als einige 100.000 Gold Kronen. Etwas 

günstiger wird das Ergebnis der Wertpapiere sein. Die Aufruftermine laufen noch 2 Wochen für die Aufstellung 

der Banken. Man schätzt die Anmeldung auf 900 Mill. K Wert. Auf dieser Basis wird sich etwas für die 

Finanzierung machen lassen, unter der Voraussetzung, dass sie uns von der Entente freigelassen werden.  

Bisher hatten wir folgende Hilfsquellen:  

1.) Exportvaluten (Val. aus Export von Waren). In den letzten Wochen immer ungünstiger, da der Anreiz 

zum Export in die Nationalstaaten steigt. Wertverfall der Krone beeinflusst die Einlieferung der fremden Valuten 

ungünstig. Auch largere Praxis bezüglich der Valutalieferung schädigt. Man muss sie dem Handel lassen.  

2.) Effektenexport. Wir haben exportiert durch Aktionen des Staates und durch Unterstützung von Banken. 

..... Lloyd ..... Industriegesellschaft, kleine Schiffahrtsgesellschaft ..... ...... Aktien. Man ist bereits in Triest 

überstimmt.  
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3.) Kronenexport. Freigabe von Kronenausfuhr ins Ausland, der sich in Valuten umwandeln ..... In dem 

Maße als der Kurs der Krone sinkt, kann man die Krone nicht anbringen.  

4.) Valutenankäufe schwimmendes Material. In dem Maße als die Krone sinkt, versagt dieses Mittel.  

Verwendung der Valuten: Bis in die letzte Zeit hat das Volksernährungsamt Valuten verlangt für Zwecke, die 

nicht so notwendig sind als die jetzigen (Fleisch, Fett, Milch, Reis). Für die Zukunft wird es notwendig sein, dass 

man sich auf die unbedingt notwendigen Lebensmittel beschränken muss.  

Die Finanzierung der Zentrale mit Valuta hat zur Folge, dass die Zentrale mit sehr großen finanziellen 

Anforderungen herantritt. Vielleicht könnte sie sich selbst Kredite verschaffen. Ich gebe zu bedenken, ob es 

nicht rationell wäre, den Unternehmern eine gewisse Freiheit in der Preispolitik zu geben, damit der Staat nicht 

so sehr in Anspruch genommen wird. Wenn die Preise niedrig gehalten werden müssen, so muss sich der Staat 

engagieren. Man muss sukzessive der Privatbetätigung in der Anschaffung und Verteilung der Produkte mehr 

Spielraum geben. Schon die Getreidebeschaffung ist finanziell so anstrengend, dass das über unsere Kräfte geht.  

L o e w e n f e l d: Es schaut so aus, als ob dadurch, dass der Staat die Einfuhr und Finanzierung besorgen 

muss, besondere Lasten entstehen und dass es besser wäre, wenn die Zentralen das selbst täten. Bei Reis, 

Kondensmilch, Fett wäre es ausgeschlossen, dass die Zentralen sich selbst Kredite beschaffen. Sie haben erklärt, 

dass sie außerstande sind. Ich kann nicht aus eigener Machtvollkommenheit die Frage der Mehl- und 

Brotquotenkürzung entscheiden. Vielleicht könnte man die halbe Mehlquote ausgeben und den 1/4 Laib Brot 

kürzen. α 

 

Staatssekretär Dr. B a u e r  erklärt, dass er die Kürzung der Brotquote für undurchführbar 

halte, weil wir bereits hart an der Grenze dessen stünden, was noch sozial möglich sei.4 

Was die Frage der Kreditbeschaffung anbelange, so halte er es für ganz wirkungslos, wenn 

man der Entente anbieten würde, auf unseren Immobiliarbesitz zu greifen. Es gebe aber nach 

seiner Ansicht Formen, in denen derartige Vorschläge der Entente annehmbarer erscheinen 

würden. Er denke dabei an Goldpfandbriefe, die sich auf Immobilien zu stützen hätten.5 

Oberst C a u s e y  habe mitgeteilt, dass der Ausschuss der Reparationskommission in 

Wien noch vor Ratifizierung des Friedens werde eingesetzt werden. Der sprechende 

Staatssekretär glaube daher, dass es unbedingt notwendig sei, konkrete Vorschläge für die 

Kreditbeschaffung vorzubereiten, die diesem Ausschusse zu erstatten wären.6 

Staatssekretär E l d e r s c h  spricht sich gleichfalls in entschiedener Weise gegen die 

Kürzung der Brot- und Mehlquote in Wien aus, vorausgesetzt, dass nicht die unmittelbare 

                                                 
4  „Vor der Ernte könnte man so etwas machen. Heute ungeheure Erregung. Was die finanzielle Sache betrifft, 

wenn man die Berichte über die Devisenbeschaffung hört, so fragt man sich, ob sie noch eine 
Daseinsberechtigung haben. 
Schumpeter: Die Frage ist berechtigt. 
Bauer: Wenn man für die notwendigsten Lebensmittel die Devisen im Schleichhandel beziehen muss, dann 
braucht man keine Devisenzentrale. Die ungeheuren Schwierigkeiten liegen zum Teil darin, dass wir nicht 
genug Vorräte haben, den anderen Offerte zu machen.“ 

5  „Ich glaube auch, dass man vor der Verpfändung der Wertpapiere viel zu viel Angst hat.“ 
6  „Was ö.u. Bank betrifft, so muss sich der Staatskanzler in Gegenwart ….. [Auslassung im Stenogramm] den 

Wimmer kommen lassen und ihm sagen, er muss das tun, sonst holen wir uns die Millionen.“ 
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Gefahr bestehe, in einem späteren Zeitpunkte überhaupt nichts ausgeben zu können. Bei dem 

nahezu gänzlichen Versagen der Aufbringung in den Provinzen wäre er dafür, auf die Länder 

einen energischen Druck dadurch auszuüben, dass keine oder nur entsprechend gekürzte 

Zuschübe mehr hindisponiert werden.7 

Sektionschef Dr. S c h ü l l e r  führt aus, dass der Entente bereits klar gemacht worden sei, 

dass sie ein Ernährungsprogramm für uns aufstellen müsse. Ein diesbezüglich von den 

Amerikanern eingebrachter Antrag sei jedoch noch nicht angenommen worden. Ein Erfolg 

dieses Antrages könne nur darin erblickt werden, dass ein Organisationskomitee der 

Reparationskommission in Wien werde aufgestellt werden. Eine Wirkung dieser Maßnahme 

könne aber wohl vor 2 Monaten nicht eintreten. Es sei daher notwendig, die Entente auf den 

Ernst der Situation aufmerksam zu machen. Er rege deshalb an, der Entente mitzuteilen, dass 

die Regierung vor der Notwendigkeit stehe, die Brotquote zu kürzen, wenn uns nicht binnen 3 

Wochen eine Getreideaushilfe gewährt würde. 

Der Kabinettsrat beauftragt das Staatsamt für Äußeres ein Telegramm im Sinne der 

Anregung des Sektionschefs Dr. S c h ü l l e r  an den Obersten Rat in Paris zu richten. Im 

übrigen tritt die einmütige Auffassung des Kabinettsrates zutage, dass mit der Kürzung der 

Brot- und Mehlquote so lange als möglich zuzuwarten wäre.8 

 
α S c h ü l l e r: Loewenfeld hat noch während wir in Paris waren, den Ernst der Situation entwickelt. Wir 

haben der Entente klargemacht, dass sie ein Ernährungsprogramm für uns aufstellen muss. Wir haben die 

Amerikaner bewogen, einen Antrag zu stellen. Die Amerikaner haben diesen Antrag aufgenommen und 

beantragt, dass ein Lebensmittelprogramm von der Entente aufgestellt wird. Der Antrag ist noch nicht 

angenommen. Erfolg war nur, dass ein Organisationskomitee der Reparationskommission in Wien aufgestellt 

wird und das sich die Sache anschaut. Vor 2 Monaten wird nichts zu machen sein. Man muss also die Entente 

möglichst rasch treten. Wir machen das jeden Tag und werden es aus Anlass der heutigen Sitzung neuerlich tun 

und auch die Frage der Kürzung der Brotquote benützen und ihr mitteilen, dass der Kabinettsrat beschlossen hat, 

dass die Brotquote gekürzt werden muss, wenn nicht binnen 3 Wochen Getreide kommt. In der Zwischenzeit 

müssen wir uns gefasst machen, dass, wenn wir in ein paar Wochen ein paar Tonnen Mehl bekommen, dass wir 

2 Monate uns selbst mit Geld versorgen müssen. Insbesondere vor Weihnachten wird eine Konjunktur für 

                                                 
7  „E l d e r s c h: Schon eine ganze Meute von Kunsthändlern ist auf dem Weg nach Wien. Pariser sind schon 

eingetroffen. Sie wollen 3-4 Mill. frc. Sartori soll sehr übel beleumundet sein. Einer der Kunsthändler, der 
vorher bei Allizé gewesen, hat vertraulich mitgeteilt, dass die Alliierten in 3-4 Wochen auf alle Kunstschätze 
die Hand legen. Kann ein Trick sein, dass man rasch abverkauft. Ich bin der Meinung, dass man die Leute 
schon morgen rufen lässt und mit ihnen redet. Ich glaube, dass es ernst Leute sind. Enderes soll mit den 
Leuten reden. Was die Devisenbeschaffung anbelangt, so glaube ich, dass das Geschäft nicht mehr dafür 
steht. Im Schleichhandel wurde doch sehr wenig aufgebracht. Es ist die Frage, ob nicht für die Devisen zu 
wenig gezahlt wurde. Man müsste irgendeinen Anreiz geben, dass in das alte Ausland exportiert wird. Ganz 
unglaublich gering ist das Resultat der Aufrufung der Goldmünzen. Man müsste vielleicht auch andre 
Goldsachen anfordern.“ 

8  Ab der Wortmeldung Schüllers und dem letzten Absatz scheint im Stenogramm eine Variante auf, die im 
Anschluss an den Tagesordnungspunkt zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 
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Kunstgegenstände in London sein. Ich glaube, dass diese Aktion, wenn sie energisch gemacht wird, uns diese 

Summe liefert.  

P a u l: Ich glaube, wir müssen uns im Kabinett daran festhalten, dass Enderes der Diktator ist. Wer kommt, 

muss zum Enderes geschickt werden.  

Brot- und Mehlquotenkürzung so lange als möglich warten. Entente drängen. Telegramm Schüller. Alles dem 

Enderes.  

L o e w e n f e l d: Ich nehme an, dass die Aktion der Kunstschätze so beschleunigt wird, dass ein Vorschuss 

geliefert werden kann.  

S c h u m p e t e r: Über diese Dinge, insbesonders über die Kunsthandelsache darf nichts in die Presse 

kommen.  

G l ö c k e l: Die Neue Freie Presse muss in der Lage gewesen sein, unmittelbar von hier aus informiert 

worden sein.  

L o e w e n f e l d: Ich bin schuld an diesem Artikel der Freien Presse. α 

 

2. 

Gesetz über den achtstündigen Arbeitstag. 

Staatssekretär H a n u s c h  legt dem Kabinettsrat den entsprechend den Verhandlungen in 

der Sitzung des Kabinettsrates vom 26. August d.J. abgeänderten Entwurf eines Gesetzes, 

betreffend den achtstündigen Arbeitstag, mit der Bitte um Ermächtigung vor, diesen Entwurf 

der Nationalversammlung unterbreiten zu dürfen. 

Staatssekretär S t ö c k l e r  erklärt, dass er die seinerzeit von seinen engeren 

Parteikollegen vorgebrachten Einwendungen aufrecht halte.  

Der Vorsitzende entscheidet dahin, dass der vorliegende Gesetzentwurf der 

Nationalversammlung zu unterbreiten ist.9 

 

3. 

Erhöhung der Getreidepreise. 

Staatssekretär Dr. L o e w e n f e l d - R u s s  weist darauf hin, dass mit der im 

Einvernehmen mit den beteiligten Staatsämtern erlassenen Vollzugsanweisung des 

Staatsamtes für Volksernährung vom 15. Juli 1919, St.G.Bl. Nr. 367, nach Anhörung der 

Zentral-Preisprüfungs-Kommission, der Vertreter aller Länder und des 

Ernährungsausschusses die Übernahmspreise der Kriegs-Getreide-Anstalt für Weizen und 

Roggen mit K 130.- pro Meterzentner und für Gerste und Hafer mit K 113.- pro Meterzentner 

                                                 
9  Im Stenogramm lautet der Tagesordnungspunkt folgendermaßen: 

„H a n u s c h: Die beiden Änderungen § 9 (Verkehr und Zerdik Einvernehmen) sind hineingenommen 
worden. 
S t ö c k l e r: Wir stehen auf dem gleichen Standpunkt wie früher. Es ist damals per majorem entschieden 
worden. Wenn auch gegenteilige Meinungen noch vorwalten, so ordne ich die Einbringung an.“ 
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festgelegt worden seien. Diese Preisfestsetzung habe sich als ein Kompromiss dargestellt, 

welches sich aus den verschiedenartigen Forderungen der Vertreter der einzelnen Länder 

ergab. 

Der Verband der landwirtschaftlichen Genossenschaften Niederösterreichs, die Kärntner 

Landesregierung und Landwirte aus verschiedenen Gegenden Deutschösterreichs hätten in 

jüngster Zeit an das Staatsamt für Volksernährung dringende Ansuchen gerichtet, in welchen 

auf die Unzulänglichkeit der festgesetzten Getreidepreise im Verhältnis zu den hohen 

Gestehungskosten, insbesondere aber darauf hingewiesen wurde, dass die Grundlagen, welche 

für die Preisfestsetzung im Juni d.J. maßgebend waren, durch die seither geänderten 

Verhältnisse überholt worden seien. Die hohen Kosten des Schnittes, des Drusches, der 

Fuhrlöhne und die Belastung der Landwirtschaft mit dem Kollektivvertrag der 

landwirtschaftlichen Arbeiter brächten es mit sich, dass die Getreideproduktion bei den jetzt 

geltenden Preisen mit Verlust arbeite. 

Tatsächlich sei die Aufbringung des Getreidekontingentes – wenn auch eine Reihe anderer 

Gründe mitmaßgebend waren, wie Verspätung der Ernte, Mangel an Kohle und Benzin für 

den Drusch – wesentlich hinter den Ergebnissen zur gleichen Zeit des Vorjahres 

zurückgeblieben. Sie habe am 25. September insgesamt nur 29.730 t gegen 85.400 t im 

Vorjahre betragen. 

Am 16. September d.J. habe im Staatsamte für Volksernährung eine Besprechung mit der 

Produzenten und Konsumentenvertretern der Länder stattgefunden, bei der alle Länder mit 

Ausnahme von Tirol und Vorarlberg vertreten waren. Die landwirtschaftlichen Vertreter 

Niederösterreichs verlangten eine Preiserhöhung um mindestens K 100.- pro Meterzentner. 

Die Vertreter der steiermärkischen Landesregierung versprachen sich einen Erfolg in der 

Getreideaufbringung nur dann, wenn der Getreideübernahmspreis mit dem Weltmarktpreise 

wenigstens annähernd im Einklang gebracht würde. Die Vertreter Kärntens sprachen sich für 

eine Erhöhung der Preise aus. Dagegen nahmen die Arbeitervertreter der verschiedenen 

Länder, insbesondere aber der oberösterreichische Landeshauptmannstellvertreter G r u b e r  

gegen die geplante Erhöhung der Getreidepreise entschieden Stellung, wobei insbesonders 

darauf hingewiesen wurde, dass eine ganze Reihe von Arbeitergruppen in der letzten Zeit von 

einer Erhöhung der Lohnsätze unter der Voraussetzung Abstand genommen hätten, dass in 

nächster Zeit mit dem allgemeinen Preisabbau eingesetzt werden würde. Es wurde auch 

darauf hingewiesen, dass man für die Eisenbahner kein Geld, wohl aber Geld für die 

Landwirte habe. 

Da im Gegenstande eine Einigung nicht zu erzielen war, sei der Beschluss gefasst, die 
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Beratung zu vertagen und einem engeren Komitee übertragen worden, das aus je einem 

Konsumenten- und einem Produzentenvertreter eines jeden Landes zu bestehen hätte. 

Dieses Komitee sei am 26. September d.J. zusammengetreten. Bei dieser Besprechung sei 

gegen die Stimme der Vertreter Salzburgs eine Einigung in der Richtung zustande gekommen, 

dass die Notwendigkeit einer Getreidepreiserhöhung anerkannt wurde. Der Landwirt hätte 

jedoch erst dann in den Vorteil eines höheren Preises einzutreten, wenn er seine 

Getreideablieferungspflicht voll und restlos erfüllt habe. Nach diesem Beschlusse würden sich 

demnach für alle Landwirte, welche ihrer Ablieferungspflicht nicht voll Genüge leisten, die 

bisherigen Preise von K 130.- für Roggen und Weizen und von K 113.- für Hafer und Gerste, 

für alle übrigen Landwirte aber erhöhte Getreidepreise ergeben. Von den Vertretern 

Niederösterreichs und Kärntens sei ein einheitlicher Brotgetreidepreis für Roggen, Weizen 

und Gerste mit K 230.- pro Meterzentner und ein entsprechender Relationspreis für Hafer 

gefordert worden, während die Vertreter Oberösterreichs den Brotgetreidepreis mit K 160.- 

bis K 180.- für genügend hoch erachteten. 

Der sprechende Staatssekretär bemerkt, dass eine entsprechende Erhöhung – eine kleine 

Erhöhung wäre zwecklos – sicherlich die Aufbringung des Kontingentes erleichtern würde; 

jede Tonne aufgebrachten Getreides bedeute aber selbst bei höherem Preise eine Entlastung 

des für die Einfuhr teueren ausländischen Getreides erforderlichen Aufwandes. Nach den 

Ausführungen der Produzentenvertreter und nach den vorgelegten Ertragsberechnungen stehe 

es außer Zweifel, dass die derzeit geltenden Getreidepreise durch die Ereignisse seit Juni d.J. 

überholt erscheinen und den Erzeugungskosten nicht mehr entsprechen. 

Redner stelle daher den Antrag  

1.) die Übernahmspreise der deutschösterreichischen Kriegs-Getreide-Anstalt für Weizen, 

Roggen und Gerste einheitlich mit K 200.- pro Meterzentner und die Übernahmspreise für 

Hafer mit K 160.- pro Meterzentner zu erstellen. 

2.) Diese erhöhten Preise sollen dem Landwirte nur dann bezahlt werden, wenn er sein 

Brotgetreide – oder sein Haferkontingent restlos erfüllt hat. 

In diesem Falle hätte die Preiserhöhung rückwirkende Kraft, das heißt sie gelte für die 

gesamte, zur Ablieferung gebrachte Brotgetreide- oder Hafermenge. 

3.) Wenn nach der endgiltigen Aufteilung der Einzelkontingente unabwendbare 

Elementarereignisse eingetreten sind, welche es dem Landwirte unmöglich machen, sein 

Brotgetreide- oder Haferkontingent voll zu erfüllen, so hätten die Landesregierungen nach 

genauer Festsetzung des Tatbestandes den erhöhten Preis auch bei nur teilweiser Abstellung 

des Kontingentes zu bewilligen. 
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Was die rechtliche Behandlung der Frage anbelange, führt Staatssekretär Dr. 

L o e w e n f e l d - R u s s  folgendes aus: 

Nach § 7, Absatz 4 des Gesetzes vom 3. Juli 1919, St.G.Bl. Nr. 345 über die Regelung des 

Verkehres mit Getreide- und Mahlprodukten „hat der einmal festgesetzte Übernahmspreis für 

Getreide bis zur Ernte des Jahres 1920 unverändert zu bleiben.“ 

Hiezu sei nachstehendes zu bemerken: Im vergangenen Wirtschaftsjahre waren wegen der 

äußerst schlechten Versorgungslage im Sommer 1918 Druschprämien zur Anwendung 

gelangt, welche eine rasche Ablieferung des Getreides, speziell im der zweiten Hälfte des 

Monates August und im September herbeiführen sollten. Diese Druschprämien, die anfangs 

mit einem Zuschlag von K 25.- pro Meterzentner Getreide berechnet waren, sollten bis 20. 

Dezember 1918 auf K 5.- abgebaut werden. 

Die Versorgungslage Deutschösterreichs war knapp nach dem Umsturze bekanntlich 

abermals in ein äußerst kritisches Stadium getreten, da die Zuschübe von auswärts aufgehört 

hatten und auch die inländische Aufbringung auf dem Nullpunkt angelangt war. Da aber die 

inländische Aufbringung damals die einzige Möglichkeit für die Versorgung bieten konnte, 

hat der Kabinettsrat die Wiedereinführung der erhöhten Druschprämie von K 25.- in einem 

Zeitpunkte beschlossen, in welchem die Druschprämie bereits auf K 5.- herabgesunken war. 

Durch diese Verfügung ist der Zustand eingetreten, dass ein großer Teil der Landwirte, 

welcher bis anfangs November bereits Getreide abgeliefert hatte, nur der geringeren 

Druschprämie teilhaftig wurde. Dies führte zu zahlreichen Beschwerden und Gesuchen, 

welche auf die Gleichstellung der Getreidepreise, beziehungsweise -Prämien auch für die Zeit 

vor dem November 1918 abzielten.  

Die Fassung der oberwähnten Gesetzesstelle (§ 7, Abs. 4 des Gesetzes) sollte die 

Landwirte gegen ähnliche Erscheinungen schützen. Es sollte hiemit feierlich zum Ausdruck 

gebracht werden, dass Landwirte, die Getreide zur Ablieferung gebracht haben, durch irgend 

eine Preisänderung nicht zu Schaden kommen dürfen, das heißt, dass jeder Preisänderung 

rückwirkende Kraft innewohnen müsse. 

Aus dieser Auslegung des § 7, Abs. 4 würde sich eine Änderung des Gesetzes erübrigen 

und lediglich eine Änderung der Vollzugsanweisung vom 15. Juli 1919, St.G.Bl. Nr. 367 

erforderlich sein. 

Staatsekretär Dr. B a u e r  erhebt Bedenken dagegen, dass diese mit dem geltenden Gesetz 

in Widerspruch stehende Maßnahme ohne Zustimmung der Nationalversammlung getroffen 

werde. Der durch die parlamentarische Behandlung hervorgerufene kurze Aufschub komme 

umsoweniger in Betracht, als die gewünschte Wirkung bereits durch die Publizierung der in 
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Aussicht stehenden Maßnahme erzielt würde. 

Was das Meritum anbelange, so glaube er, dass die Ablieferung des vollen Kontingentes 

als Voraussetzung für die Zuerkennung der erhöhten Preise an einen bestimmten Zeitpunkt zu 

binden wäre. 

Was die Bestimmung anbelange, dass die Landesregierungen unter gewissen 

Voraussetzungen den erhöhten Preis auch bei teilweiser Abstellung des Kontingentes 

bewilligen dürfen, so sei er der Anschauung, dass in dieser Beziehung eine Kautel und 

Kontrolle geschaffen werden müsse. 

Nach einer längeren Debatte, an welcher sich Präsident S e i t z, ferner die Staatssekretäre 

E l d e r s c h, S t ö c k l e r, H a n u s c h  und Dr. L o e w e n f e l d - R u s s  beteiligten, 

beschließt der Kabinettsrat, dass die in Rede stehende Maßnahme im Wege eines Gesetzes 

durchzuführen sein werde. In der bezüglichen Gesetzesvorlage werde die volle Ablieferung 

des Kontingentes bis 1. März zu fordern, ferner an Stelle der Landesregierungen dem 

Staatsamt für Volksernährung die Befugnis zu erteilen sein, in außerordentlichen Fällen den 

erhöhten Preis auch bei Nichtablieferung des vollen Kontingentes zuzugestehen.10 

 
α Erhöhung der Getreidepreise 

L o e w e n f e l d: Rechtliche Darlegung.  

S c h u m p e t e r: An sich müsste eigentlich diese Frage erst dann entschieden werden, wenn wir bereits 

über die Modalität der Brotpreise einig sind und auch eine entsprechende Einkommenserhöhung der in 

Mitleidenschaft gezogenen Schichten der Bevölkerung spruchreif geworden ist. Ich müsste die Zustimmung 

auch an die Bedingung knüpfen, dass das geschieht. Unter der Voraussetzung, dass sich der Kabinettsrat, sei es 

nach meinem Vorschlag oder nach dem Bauers, für das wirklich entscheidet.  

1.) Wird dieser Mehrpreis erst zu zahlen sein nach Ablieferung des vollen Kontingents, also wo bereits der 

Finanzplan entweder akzeptiert ist oder ein anderer.  

2.) Kommt in Betracht die Ersparnis an Auslandsbezügen. 

3.) Erleichterung der Ernährungssituation auch bezüglich des Tempos.  

B a u e r: 1.) Frage, ob die Regierung das ohne Nationalversammlung machen kann. Ich glaube, dass es 

unmöglich ist, weil Widerspruch mit geltendem Gesetz. Die Berufung auf die ratio legis genügt nicht. Der 

Aufschub wird nur ein ganz geringer sein.  

2.) Was es allein möglich macht, ist der 2. Punkt der Anträge (Bedingt durch volle Ablieferung des 

Kontingents). Kann man nicht diese vollständige Erfüllung bis zu einem gewissen Zeitpunkt verlangen? 

Februar?  

L o e w e n f e l d: Viele kleine Landwirte können erst in einem späteren Zeitpunkt dreschen.  

B a u e r: Vielleicht späterer Zeitpunkt, aber irgendeinen Zeitpunkt würde ich sagen.  

Was den 3. Punkt anbelangt, frage ich, ob man nicht besorgt ist über die Vollmacht, die man den 

                                                 
10  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Stenogrammvariante, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen 

wiedergegeben wird. 
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Landesregierungen gibt. Es müsste irgendeine Kautel und Kontrolle geschaffen werden. Wenn man schon nicht 

anführt, was alles Elementarereignis ist, so sollte man doch nicht die Kompetenz den Landesregierungen geben. 

Unter diesen Bedingungen könnte man die Sache dann publizieren und dann der Nationalversammlung vorlegen.  

E l d e r s c h: Ich bin auch dafür, dass das Gesetz geändert wird. Es lässt sich mit dem Wortlaut des 

Gesetzes nicht vereinbaren, dass jetzt der Getreidepreis geändert wird. Ich möchte den Termin höchstens bis 

März erstrecken, weil jeder kleine Landwirt bis Ende Februar fertig sein wird. Was den Abs. 3 anbelangt, so bin 

ich dafür, dass die erhöhten Preise über Antrag der Landesregierung nur vom Volksernährungsamt zuzugestehen 

sind. Man kann das den Ländern nicht überlassen, denn sonst wird überhaupt nichts abgeliefert.  

L o e w e n f e l d: Mit 1. März könnte man sich zufriedenstellen, aber er ist zu rasch und zu lang. Es liegt 

doch eine Ablieferungsprämie darin. Man sollte lieber von einem Termin absehen. Was den Punkt 3 anbelangt, 

so muss das draußen zunächst einmal von einer Kommission untersucht werden. Von hier aus können wir doch 

nur das sagen, was die Kommissäre und die Landesregierung vorschlägt. Neuerlich untersuchen werden wir das 

nie können.  

Was die legistische Seite betrifft, so glaube ich, dass, wenn wir die Sache dem Ernährungsausschuss mitteilen 

es genügt und wir auch einer unangenehmen Debatte, die sich nicht darauf beschränken wird, entgehen. 

S t ö c k l e r: Stimme bei, dass wir eine Frist bis 1.III. festsetzen. Bis dahin kann jeder liefern. Wenn wir gar 

keine Frist setzen, so ist die Gefahr, dass nicht rasch geliefert wird. Betreffend Minderung des Kontingents (Pkt. 

3) müssen wir doch Volksernährungsamt vorbehalten. Geht es ohne gesetzliche Änderung, so ist es einfacher. 

Aber Debatte ist nicht zu fürchten. Stocker wird sich wieder einmal blamieren. Preiserhöhung gerechtfertigt. 

Wegen Erhöhung der Löhne, Erhöhung der ….. ….. Benützen Teuerung. 1 Tag Drusch kostet 1400 Kronen.  

S e i t z: Es ließe sich erwägen, ob man es nicht mit einer Verordnung auf Grund des Kriegswirtschaftlichen 

Gesetzes machen kann. Zwei Momente verfassungsrechtlich und politisch. Man könnte es vielleicht mit 

Verordnung machen, die ich dem Hauptausschuss vorlegen würde.  

L o e w e n f e l d: Hier ist inzwischen ein von der Nationalversammlung gemachtes Gesetz dazwischen 

getreten.  

S e i t z: Eine Menge Anordnungen (§ 14) sind durch kriegswirtschaftliche Verordnungen außer Kraft 

gesetzt worden. Verfassungsrechtlich hätte es also ein Präjudiz. Verfassungsrechtlich könnte man alles. Etwas 

anderes ist das politische Moment, das würde ich dem Hauptausschuss überlassen. 

B a u e r: Mit dem Ermächtigungsgesetz kann man allerdings alles machen, aber wozu soll man sich auf eine 

so weitgehende Interpretation des Gesetzes einlassen? Wenn wir publizieren, dass die Bestimmungen getroffen 

worden sind - darüber wird auch der Nationalversammlung ein Gesetz vorgelegt werden - dann wird höchstens 

eine Debatte in der Nationalversammlung sein. Die ist aber nicht zu fürchten. Das Gesetz dem Wortlaut und der 

ratio nach abzuändern, halte ich nicht für möglich.  

Publizieren, das Kabinett hat beschlossen, dass das so zu machen sein wird und dass auch ein Gesetz der 

Nationalversammlung vorgelegt werden wird. Das wird auf die Landwirte so wirken, wie wenn das Gesetz schon 

da wäre.  

H a n u s c h: Große politische Belastung der Konsumentenvertreter. Ziehe aber die Behandlung in der 

Nationalversammlung der Verwendung des kriegswirtschaftlichen Ermächtigungsgesetzes vor. α 

 

4. 

Stand der Zuckerversorgung. 
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Staatssekretär Dr. L o e w e n f e l d - R u s s  teilt mit, dass der Vertrag mit der tschecho-

slovakischen Regierung über die Zuckerlieferungen am heutigen Tage abgelaufen sei. Die 

Tschechen hätten Verhandlungen über die Erneuerung des Vertrages mit dem Hinweis darauf 

abgelehnt, dass sie ihre ganzen Zuckerüberschüsse an eine französische Gesellschaft 

verpfändet haben, an die wir uns wegen Weiterbelieferung zu wenden hätten. Wiewohl aus 

dem früheren Vertrage noch ein Rückstand von 5000 Waggons bestehe, so sei doch unsere 

Situation für die Zukunft sehr bedrohlich. 

Der sprechende Staatssekretär habe sich an unsere Vertretung in Paris mit den Ersuchen 

gewendet, bei der Entente zu intervenieren, damit sie auf die Tschechen wegen weiterer 

direkter Belieferung einwirke. 

Der Kabinettsrat nimmt diesen Bericht zur Kenntnis und beauftragt den sprechenden 

Staatssekretär, allenfalls auch mit Deutschland Verhandlungen wegen Zuckerbelieferung 

einzuleiten.11 

 
α Der Vertrag mit den Tschechen betreffend Zucker ist am heutigen Tag abgelaufen. Schon vor Wochen habe 

ich versucht, neue Vertragsverhandlungen einzuleiten. Zwar keine Zuckernot, weil sie noch 5000 Waggons 

schuldig sind. Nie eine Antwort bekommen. Jetzt Antwort Marcks. Die Tschechen lehnen jede weiteren 

Verhandlungen mit Hinblick darauf ab, dass sie vor einigen Tagen die ganzen Zuckerüberschüsse an eine 

französische Gesellschaft verpfändet haben. Von diesen Zuckerüberschüssen werden 1 Mill. q an Frankreich 

verkauft. Wie groß die Überschüsse sein werden, weiß man noch nicht, aber so groß, dass auch wir gedeckt 

werden könnten. Die Tschechen haben erklärt, wir sollen uns in Frankreich melden. Ich habe ein Exposé Eibl (?) 

gegeben  

1.) dass die Entente die Tschechen veranlasst, uns direkt zu beliefern. 

2.) Eventualität, dass wir auf dem Weg der Soc.general (=) den Zucker bekommen.  

Dass wir aber unmöglich in Francs zahlen können.  

Es wäre auch möglich, dass wir die Hälfte in tschecho-slov. Währung, die Hälfte in ….. ….. 

Jedenfalls Situation in Zucker furchtbar. Habe mich auch an die hiesigen Missionen gewendet. Unsere eigene 

Zuckerproduktion reicht nur für einen Monat. Die 3 westungarischen Fabriken haben die Kampagne überhaupt 

nicht aufgenommen.  

Z e r d i k: Bei den Besprechungen in Prag den Eindruck bekommen, dass der Vertrag mit soc.gen. direkt 

geschlossen ist, dass Prag keine Disposition mehr über die Überschüsse hat. Bro….. versucht mit Deutschland zu 

verhandeln.  

Mit Paris und Berlin verhandeln. α 

 

5. 

Einrichtung einer „D.ö. Heilmittelstelle, g.w.A.“ 
                                                 
11  Vgl. zu diesem Tagesordnungspunkt die Stenogrammvariante, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen 

wiedergegeben wird. 
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Staatssekretär Dr. B a u e r  stellt nach eingehender Begründung den Antrag, der 

Kabinettsrat wolle die Errichtung der „D.ö. Heilmittelstelle, gemeinwirtschaftliche Anstalt“ 

beschließen und die den Kabinettsrat gleichzeitig vorgelegten Satzungen dieser Anstalt 

genehmigen. 

Der Kabinettsrat beschließt im Sinne des gestellten Antrages.  

 

6. 

Polizeidienstgesetz; Gendarmeriedienstgesetz. 

Staatssekretär E l d e r s c h  erbittet die Ermächtigung des Kabinettsrates „der 

Nationalversammlung den Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Dienstverhältnisse der 

Mitglieder der Sicherheitswach- und Polizeiagenten-Korps (Polizeidienstgesetz) sowie den 

Entwurf eines Gesetzes, betreffend die Neuregelung des Dienstverhältnisses und der 

Dienstbezüge der d.ö. Gendarmerie (Gendarmeriedienstgesetz), unterbreiten zu dürfen. 

Polizeipräsident S c h o b e r  begründet die vorgelegten Gesetzentwürfe in eingehender 

Weise und führt aus, dass es sich im wesentlichen um die Verleihung des Beamtencharakters 

an die Mitglieder dieser Korps handle. 

Sektionschef Dr. G r i m m  erklärt, dass das Staatsamt für Finanzen gegen die 

vorliegenden Gesetzentwürfe keine Einwendung erhebe. Er halte es jedoch für unbedingt 

erforderlich, dass diese Maßnahme auch auf das Finanzwachkorps, welches seit jeher den 

beiden andern Wachkorps gleichgestellt wurde, ausgedehnt werde. 

Da jedoch zu befürchten sei, dass die vorgeschlagenen Begünstigungen auch von anderen 

ähnlichen Bedienstetenkategorien in Anspruch genommen werden würden, stelle das 

Staatsamt für Finanzen den Antrag, der Kabinettsrat wolle gleichzeitig mit der Annahme des 

von Staatssekretär E l d e r s c h  gestellten Antrages erklären, dass aus einem solchen 

Beschlusse keinerlei Präjudiz für andere ähnliche Bedienstetenkategorien abgeleitet werden 

dürfe.12 

Staatssekretär Dr. B r a t u s c h  spricht sich gegen den von Sektionschef Dr. G r i m m  

vertretenen Antrag mit dem Hinweis darauf aus, dass die Einbeziehung der 
                                                 
12  Im Stenogramm lauten die beiden letzten Absätze folgendermaßen: 

„G r i m m: Wir können uns nicht verhehlen, dass die Annahme des gerechtfertigten Wunsches des 
Staatssekretärs Eldersch zu Weiterungen führen wird bei der Finanzwache. Zwischen Finanzwache, 
Gendarmerie und Polizeiwache hat immer eine Rivalität bestanden, damit niemand mehr bekommt als der 
andere. Die physische Gefahr der Finanzwache im Grenzverkehr ist ebenso groß wie bei den anderen. Ich 
fürchte, dass auch von anderen Bedienstetenkategorien der Versuch gemacht werden wird, dasselbe in 
Anspruch zu nehmen, was nicht gerechtfertigt wäre.  
Antrag: Der Kabinettsrat möge anerkennen, dass das Verlangen Gendarmerie und Polizei gerechtfertigt ist 
und auch berechtigt die gleiche Behandlung aller 3 Wachkörper. Wolle auch beschließen, daß aus diesem 
Beschluss keine Weisung bezüglich anderer nicht diesen 2 Wachkörpern angehörigen Kategorien abgeleitet 
werden und nicht als Präjudiz bei der Durchführung der Besoldungsreform gelten darf.“ 
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Gefangenenaufseher unvermeidlich sein werde.13 

Unterstaatssekretär Dr. W a i s s  gibt namens des Staatsamtes für Heerwesen nachstehende 

Erklärung ab: 

„Durch das Polizeidienstgesetz werden Beamtenstellen geschaffen, bezüglich welcher nach 

dem Gesetz vom 19. April 1872, R.G.Bl. Nr. 60, den längerdienenden Unteroffizieren ein 

Vorzugsrecht eingeräumt ist. 

Obwohl die Gendarmerie nach dem Gesetz vom 27. November 1918, StG.Bl. Nr. 75, ein 

nach militärischem Muster organisierter Zivilwachkörper ist, gilt das Gleiche nicht für die 

durch das Gendarmeriedienstgesetz geschaffenen Beamtenstellen. Dies aus dem Grunde, weil 

§ 39 des Gesetzes vom 25. Dezember 1894, R.G.Bl. Nr. 1 ex 1895 noch in Kraft steht und 

somit nach der bisherigen Rechtslage die Gendarmerie – auch nach ihrer Neuorganisation - 

nicht als Anstellungsgebiet im Sinne des Unteroffiziersanstellungsgesetzes gelten kann.  

Jedenfalls ist es notwendig, in die beiden Gesetze, namentlich aber in das 

Polizeidienstgesetz, eine Bestimmung aufzunehmen, wonach für die nach dem bezogenen 

Gesetze durchzuführenden Ernennungen das Gesetz vom 19. April 1872, R.G.Bl. Nr. 60, kein 

Hindernis bildet. 

Eine gleiche Bestimmung enthält das Gesetz vom 5. Februar 1919, St.G.Bl. Nr. 100 

(Offiziantengesetz). 

Im Falle der Annahme der beiden Gesetze würde eine Rückwirkung im Bereiche des 

Heeresressorts insoferne nicht ausbleiben, als die Berufsunteroffiziere in der neuen 

Wehrmacht eine analoge Stellung und zwar mit höheren als den ihnen sonst zukommenden 

Gebühren anstreben werden, eine Forderung, die das Staatsamt für Heerwesen vom 

Gesichtspunkte der Gebührenfrage selbstverständlich nur nachdrücklichst unterstützen muss. 

Eine unterschiedslose Überleitung von Berufsunteroffizieren in den Offiziersstand kann aber 

soweit nach den heute schon vorliegenden Plänen des Aufbaues der neuen Wehrmacht 

gesprochen werden darf – nicht erfolgen“. 

Nach einer längeren Debatte14, an welcher sich Präsident S e i t z, ferner die 

Staatssekretäre Dr. B a u e r, E l d e r s c h  und H a n u s c h  sowie der Präsident der 

Polizeidirektion S c h o b e r  beteiligten, erteilt der Kabinettsrat dem Staatssekretär 

E l d e r s c h  die prinzipielle Ermächtigung zur Einbringung der beiden Gesetzesvorlagen mit 
                                                 
13  „Wenn die nicht einbezogen werden, so werden sie streiken. Speziell in Wien die ärgsten Konsequenzen. 

E l d e r s c h: Zwischen einem Wachmann in einem Gefängnis ist bezüglich der Qualität seiner 
Arbeitsleistung und einem Wiener Wachmann und Gendarm ein Unterschied. Selbst auf die Gefahr, dass 
auch die Wünsche anderer Wachkörper befriedigt werden müssen, halte ich den Antrag doch aufrecht. 
B r a t u s c h: Wenn das eine gemacht wird, bitte ich, auch dem anderen zuzustimmen.“ 

14  Die nur im Stenogramm festgehaltene Debatte, die nicht in die Reinschrift aufgenommen wurde, wird im 
Anschluss an den Tagesordnungspunkt zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben. 
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der Maßgabe, dass über Einzelheiten vorher noch das Einvernehmen mit dem Staatsamte für 

Finanzen zu pflegen sein werde. 

Der Antrag des Sektionschefs Dr. G r i m m  wird abgelehnt, da die allfällige Ausdehnung 

der den Wachkorps einzuräumenden Begünstigungen auf andere ähnliche 

Bedienstetenkategorien insbesondere auf die Gefangenenaufseher nicht zu vermeiden sein 

werde. 

 
α B a u e r:  

1.) Der Friedensvertrag sieht eine Beschränkung unserer Wachmannschaft vor. Wir müssen doch mit der 

Möglichkeit einer strengen Handhabung rechnen. Wir dürfen uns nicht die Möglichkeit nehmen, einen allfälligen 

Abbau zu vollziehen, denn wir könnten eventuell dazu gezwungen werden. Es wäre Vorkehrung zu treffen, dass 

wir nicht durch diese Gesetze daran gehindert werden.  

2.) Die Gendarmen sind auf eine Stufe mit den Wehrmännern gestellt worden. Hat es eine Rückwirkung auf 

die materielle Seite hin?  

E l d e r s c h: ad 1) Ein Abbau wird mit Rücksicht auf die tatsächlichen Verhältnisse nicht möglich sein. 

Man wird vielleicht einen Teil der Gendarmerie auf Wehrmachtkontingent stellen müssen.  

ad 2) Eine materielle Besserstellung erfolgt nicht.  

B r a t u s c h: Auch bei den Gefangenenaufsehern wäre keine besondere Mehrbelastung.  

W i l f l i n g: Die Postenunterbeamten werden auch kommen. Die Gefangenenaufseher wurden nie ganz 

gleich behandelt, sie sind nur zufällig im Jahre 1914 in die gleiche Kategorie hineingekommen. Gerichtsdiener 

im Exekutivdienst, Steuerexekutoren.  

S c h o b e r: 1908 wurde Sicherheitswache, Polizeiagenten und Gendarmerie sehr schlecht behandelt. Die 

Finanzwache hat 60% Unterbeamtenstellen, die Sicherheitswache nur 10 %. Diese Ungleichheit hat die 

Sicherheitswache bis 1914 ertragen. Dann Remedur. Bezüglich Friedensvertrag glaube ich, keine Gefahr. Die 

Zahl der Wachen kann man hier genau ziffernmäßig feststellen.  

Was die materielle Frage anbelangt, so haben wir schon immer die Beamtenstellen aus der Mannschaft 

ergänzt. Wir müssten ihm eine Personalzulage geben, denn er hatte als Beamter weniger Gehalt als als Mann. 

Heute kann man ihnen doch nichts wegnehmen. Materielle Folgen sind daher nicht zu fürchten.  

ad Unteroffizier. Wir sind sehr gerne bereit, die Unteroffiziere zu nehmen. Aber der Dienst der Wache ist 

ihnen zu beschwerlich. Wir anerkennen, dass wir heute noch sehr gerne die Unteroffiziere nehmen würden. 

S e i t z: Ich mache darauf aufmerksam: Wer die Psychologie des Parlamentes kennt, der muss wissen, dass, 

sobald die beiden Vorlagen kommen, werden alle Abgeordneten erklären, dass alle Kategorien, die ähnliche 

Dienste versehen, kommen werden und dass man dann im Parlament sagen wird, dass man dann unter einem 

handeln muss. 

Bei der ganzen Sache handelt es sich mehr um einen Ehrenstandpunkt. Wir müssen allmählich dazu 

kommen, dass nur die rein manuelle Arbeit als Diener, Arbeiter oder …… die Voraussetzung für die Einreihung 

in die Unterkategorie bilden wird, den anderen Beamtencharakter. Wir werden uns doch endlich einmal 

entscheiden müssen, diese vielen Kategorien abzuschaffen und uns mit 2 - 3 Beamtenkategorie-Bezeichnungen 

begnügen müssen. Die Bemessung ihrer Bezüge wird dann ganz selbständig von ihrer Bezeichnung gehen. Die 

beiden Gesetze sind unerlässlich. 
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G r i m m: Bitte um Abstimmung über den Sperrantrag. 

B r a t u s c h: Muss mich gegen den Sparantrag aussprechen. 

H a n u s c h: Der Sperrantrag hat gar keinen Sinn. Was machen wir dann, wenn in 8 Tagen ein Streik der 

Gefangenenaufseher?  

Antrag abgelehnt. Die 2 übrigen Gesetze angenommen. α 

 

7. 

Vollzugsanweisung, betreffend die Umwandlung von Renten nach dem 

Invalidenentschädigungsgesetz (4. V.A. Invalidenentschädigungsgesetz.) 

Staatssekretär H a n u s c h  erbittet die Ermächtigung des Kabinettsrates zur Erlassung 

einer Vollzugsweisung des Staatsamtes für soziale Verwaltung im Einvernehmen mit den 

beteiligten Staatsämtern, betreffend die Umwandlung von Renten nach dem 

Invalidenentschädigungsgesetz (4. V.A. zum Invalidenentschädigungsgesetz). 

Über die gegenständliche Vollzugsanweisung bestehe Einverständnis mit allen beteiligten 

Staatsämtern. Lediglich bezüglich des Wirksamkeitsbeginnes (§ 27) sei eine 

Meinungsverschiedenheit mit dem Staatsamte für Finanzen vorhanden. Während dieses den 

Standpunkt vertrete, dass die Vollzugsanweisung erst nach Ratifizierung des 

Friedensvertrages in Geltung zu treten habe, um dadurch die Anwendung der 

Vollzugsanweisung auf die aus den Sudetenländern stammenden Invaliden zu verhindern, 

müsse er mit Rücksicht auf die Dringlichkeit auf dem sofortigen Inkrafttreten bestehen. Er 

beabsichtige, den vom Staatsamte für Finanzen geltend gemachten Bedenken dadurch zu 

begegnen, dass die Invalidenentschädigungskommissionen mittels eines vertraulichen 

Erlasses angewiesen werden, mit der Entscheidung über Ansprüche von sudetenländischen 

Invaliden bis zur Ratifizierung des Friedens zuzuwarten, in welchem Zeitpunkte diese 

Ansprüche gegenstandslos würden.15 

Staatssekretär Dr. B a u e r  weist darauf hin, dass sich auch bei dieser Gelegenheit die 

Notwendigkeit zeige, ungesäumt, noch vor Ratifizierung des Friedens, an die Abänderung des 

Gebietes- und insbesondere des Staatsbürgergesetzes zu schreiten, da der gegenwärtige 

Zustand dem Staate täglich bedeutende Kosten verursache. Gleichzeitig wäre ein Gesetz über 

das Bezugsrecht derjenigen, die von dem Optionsrecht Gebrauch machen, zu erlassen. 

Staatssekretär Dr. B r a t u s c h  beantragt, eine stilistische Revision des Entwurfes zu dem 

Zwecke vorzunehmen, um sicherzustellen, dass die Vollzugsanweisung den Invaliden keinen 
                                                 
15  „G r i m m: Nach § 15 können die um Abfertigung einkommen. Ist mit dem Erlass die Sache dann 

tatsächlich so, dass wir dann nicht verpflichtet sind, die Renten zu geben oder ihnen Abfertigungen zu 
geben?  
B r a t u s c h: Das ist ein erworbenes Recht, was sie geltend machen.  
R e s c h: § 15 kein Anspruch auf Abfertigung (können).“ 
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Rechtsanspruch auf Gewährung einer Rente oder einer Abfertigung zuerkenne. 

Der Kabinettsrat erteilt dem Staatssekretär H a n u s c h  unter gleichzeitiger Annahme des 

Antrages des Staatssekretärs Dr. B r a t u s c h  die erbetene Ermächtigung zur Erlassung der 

Vollzugsanweisung, die am Tage der Kundmachung in Kraft zu treten habe. Weiterhin richtet 

der Kabinettsrat im Sinne der Anregung des Staatssekretärs Dr. Bauer an die Staatskanzlei das 

Ersuchen, wegen Einbringung der bezeichneten Gesetze das Erforderliche zu veranlassen.16 

 
α B a u e r: Es stellt sich immer wieder heraus, dass es dringend notwendig ist, die Abänderung des Gebietes 

und insbesonders des Staatsbürgergesetzes zu machen. Das kostet dem Staat täglich Millionen. Die Bedenken 

der Staatskanzlei sind meiner Anschauung nicht zutreffend. Unter den konkreten Verhältnissen genügt ein 

Staatsbürgerrecht nicht, sondern es werden besondere gesetzliche Bestimmungen notwendig werden für Leute, 

die das Optionsrecht haben. Das Optionsrecht werden alle diese Invaliden haben. Wir werden ein Gesetz 

brauchen, wo wir sagen, optieren können sie, aber Rentenanspruch haben sie nicht. Das muss sehr schnell gehen. 

Das Staatsamt für Finanzen soll die Staatskanzlei drängen. Vielleicht könnten die juristischen Bedenken 

gegenüber der Höhe der materiellen Konsequenzen zurückgestellt werden. Der Vorgang Hanusch nützt nur, 

wenn die Zwischenzeit sehr kurz dauert. Die Ratifizierung wird noch sehr lange dauern. Antrag Hanusch 

annehmen, gleichzeitig Staatskanzlei ersuchen, möglichst rasch Gesetze, vorlegen über Gebiete über 

Staatsbürger und über die Behandlung der Leute mit Optionsrecht.  

H a n u s c h verweist auf § 13 „kann“. 

E l d e r s c h: Kann nur mit Weisung an die Kommissionen gehen. Insbesondere Weisung, dass sie keine 

Abfertigung geben sollen. Der größte Schaden kann bei der Abfertigung geschehen, weil die Invaliden wissen 

werden, dass sie keine Rente bekommen. Diese Weisung kann wirksam werden, sodass die Bedenken des 

Finanzamtes gemildert erscheinen.  

G r i m m: Im § 13: Die Abfertigung kann bis auf weiteres nur mit Zustimmung des Staatsamtes für 

Finanzen gegeben werden.  

H a n u s c h: Widerspricht dem Gesetz. 

B r a t u s c h: Stilistische Revision in der Richtung, dass keine Ansprüche auf die Rente und Abfertigung.  

G r i m m: Das Staatsamt für Finanzen hat die Anträge im Sinne Bauers bereits der Staatskanzlei gestellt. 

Die Staatskanzlei will das aber erst nach der Ratifizierung machen.  

Kabinettsrat stimmt den Anträgen Bauers zu. § 27 tritt gleich in Kraft. α 

 

8. 

Frage der Entfernung der altösterreichischen Hoheitszeichen von Staatsgebäuden. 

In Vertretung des augenblicklich abwesenden Staatskanzlers Dr. R e n n e r  teilt 

Staatssekretär Dr. B r a t u s c h  mit, dass sich die Frage aufgeworfen habe, ob die 

altösterreichischen Hoheitszeichen (Adler und Krone) von Staatsgebäuden unter allen 

                                                 
16  Ab der Wortmeldung Bauer bis zum Ende des Tagesordnungspunktes findet sich im Stenogramm eine 

Variante, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen wiedergegeben wird. 
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Umständen derzeit zu entfernen seien. 

Zweifellos grundsätzlich darauf zu dringen, dass sichtbare Erinnerungen an den 

ehemaligen Staat und an die monarchische Staatsform an Gebäuden unserer Republik 

möglichst zu vermeiden sind, zumal sie auch von der Bevölkerung vielfach beanständet 

werden. 

Andererseits stellen aber diese alten Hoheitszeichen oft einen mit dem Gebäude organisch 

verwachsenen Bauschmuck im architektonischen Sinne dar, so dass deren Beseitigung nicht 

nur eine baugeschichtliche Fälschung, sondern auch eine ästhetische Schädigung eine 

Wertverminderung der betreffenden Gebäude bedeuten würde. Zu dem komme noch, dass die 

Entfernung solchen Bauschmuckes sich in vielen Fällen nur mit namhaften Kosten 

bewerkstelligen ließe. 

Die Staatskanzlei glaube daher dem Kabinettsrat folgende grundsätzliche Eröffnung an die 

Staatsämter vorschlagen zu solle: 

„Grundsätzlich ist dafür Sorge zu tragen, dass die alten Hoheitszeichen, welche an den 

ehemaligen Staat Österreich und die monarchische Staatform erinnern, von den staatlichen 

Gebäuden ehestens entfernt werden. Künstlerisch wertvolle Embleme (z.B. Schmiede- und 

getriebene Arbeiten u.dgl.) werden in den Landesmuseen zu hinterlegen sein. 

In solchen Fällen aber, in welchen diese Hoheitszeichen einen mit dem Gebäude organisch 

verwachsenen Baumschmuck darstellen, dessen Abnahme laut fachmännischer Begutachtung 

den Charakter einer architektonischen Schädigung, oder baugeschichtlicher Fälschung hätte, 

ferner in Fällen, in denen die Kosten der Abnahme unverhältnismäßig große wären, können 

die Hoheitszeichen belassen werden. 

Es ist aber Vorsorge zu treffen, dass auf den Amtsgebäuden daneben in einer 

architektonisch zulässigen Weise der neue Name des Staates, beziehungsweise die neuen 

Hoheitszeichen angebracht werden.“ 

Der Kabinettsrat pflichtet dieser Auffassung bei. 

 

9. 

Wirkungskreis des Kurators der Theresianischen Akademie. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l  weist darauf hin, dass es die im Zuge befindliche 

Umgestaltung der Theresianischen Akademie in eine den gegenwärtigen Verhältnissen 

angepasste Unterrichts- und Erziehungsanstalt erforderlich mache, für die oberste Leitung der 

Anstalt in einer den eingetretenen staatsrechtlichen Änderungen entsprechenden Weise 

vorzusorgen. 
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Bisher habe diese Funktion in den Wirkungskreis des Kurators der Theresianischen 

Akademie gehört, welcher sie, und zwar unbeschadet des Überwachungsrechtes seitens der 

obersten Stiftungs- beziehungsweise Unterrichtsbehörde - auf Grund ihm anlässlich einer 

Ernennung erteilten jeweiligen kaiserlichen Auftrages ausgeübt habe. 

Seit dem Umsturze könne nun der Kurator diesen Wirkungskreis nicht mehr im Auftrage 

des früheren Staatsoberhauptes versehen, sei aber bisher stillschweigend in demselben 

belassen worden. Der Beginn des neuen Schuljahres und die auf die Reorganisation der 

Theresianischen Akademie abzielenden Reformen ließen es aber zweckmäßig erscheinen, 

diese Frage nunmehr endgiltig zu klären. 

Da der vom Kaiser verliehene und in seinem Namen bisher ausgeübte Wirkungskreis des 

Kurators als solcher erloschen sei, sei die gegenwärtige Staatsgewalt, in deren Gebiet sich die 

Theresianische Akademie befindet, berechtigt und verpflichtet, für die weitere Verwaltung 

dieser Anstalt Sorge zu tragen. 

Der zuletzt mit der Wahrnehmung der Agenden eines Kurators der Theresianischen 

Akademie betraute Ministerpräsident a.D. Dr. Ernst S e i d l e r  habe sich bereit erklärt, auf 

die weitere Ausübung dieser seiner Funktion von jenem Tage an zu verzichten, von welchem 

an die von ihm in diesem Belange besorgten Agenden von der Staatsregierung übernommen 

werden. 

Der sprechende Unterstaatssekretär stelle daher den Antrag, der Kabinettsrat wolle 

beschließen: 

Mit Rücksicht auf die eingetretene Änderung der Staatsform und der staatsrechtlichen 

Verhältnisse wird die bisher auf Grund kaiserlichen Auftrages vom jeweiligen Kurator der 

Theresianischen Akademie besorgte oberste Leitung dieser Anstalt von der Staatsregierung 

und zwar mit 1. Oktober 1919 übernommen. 

Der Kabinattsrat erhebt diesen Antrag zum Beschluss.  

 

10. 

Verlautbarung des einheitlichen Textes der Effektenumsatzsteuervorschreibungen. 

Sektionschef Dr. G r i m m  führt aus, dass nach Artikel 5 des neuen 

Effektenumsatzsteuergesetzes vom 6. Februar 1919, St.G.Bl. Nr. 127, der Staatsrat (jetzt die 

Staatsregierung) ermächtigt sei, den Wortlaut des Gesetzes vom 9. März l897, R.G.Bl. Nr. 

195, unter Berücksichtigung der geänderten staatsrechtlichen Verhältnisse sowie der aus dem 

neuen Gesetze sich ergebenden Änderungen und Ergänzungen im Staatsgesetzblatte mit 

verbindlicher Kraft zu verlautbaren. 
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Diese Verlautbarung hätte, sozusagen als Ankündigung der baldigen Inkraftsetzung des 

Gesetzes, demnächst zu erfolgen, und zwar im Wege einer Vollzugsanweisung der 

Staatsregierung. Der Tag des Wirksamkeitsbeginnes des neuen Gesetzes werde nach 

Fertigstellung der in Ausarbeitung begriffenen Durchführungsverordnung zu dem Gesetze 

bestimmt werden. 

Der Kabinettsrat beschließt die Erlassung der bezüglichen Vollzugsanweisung. 

 

11. 

Sperre der Postsparkassenkonten militärischer Heilanstalten. 

Unterstaatssekretär Dr. T a n d l e r  teilt mit, dass nach einer Auskunft des 

Postsparkassenamtes das liquidierende Kriegsministerium die Sperre der 

Postsparkassenkonten des Garnisonsspitals in Graz sowie mehrerer anderer militärischer 

Heilanstalten verfügt habe. 

Der Kabinettsrat beauftragt das Staatsamt für Heerwesen, unverzüglich energische Schritte 

wegen dieser Maßnahme beim Leiter des liquidierenden Kriegsministeriums zu unternehmen 

und, wenn sich herausstellen sollte, dass die Verfügung vom Bevollmächtigtenkollegium 

getroffen worden sei, den deutschösterreichischen Bevollmächtigten zur Verantwortung zu 

ziehen.17 

 
α T a n d l e r: Den Heilanstalten für Heeresangehörige werden die Geldmittel durch die Postsparkasse vom 

V.G.A. angewiesen. Dem Heeresspital Graz wurden 200.000 K angewiesen. Heeresspital urgierte, da die 

Geldmittel nicht eingelangt.  

Anfrage beim Postsparkassenamt ergab, dass das Konto des Heeresspitals sowie mehrere andere 

Militärheilanstalten vom liquidierenden Kriegsministerium gesperrt wurden. Das liquid. Kriegsministerium 

greift somit in den Betrieb einer d.ö. Anstalt ein.  

G r i m m: Das kann nur das Bevollmächtigtenkollegium getan haben.  

B a u e r: Der Fall ist nicht isoliert. Das liquid. Kriegsministerium hat schon Erlass an d.ö. Militärbehörden 

gerichtet. In dem vorliegenden Fall muss man die größte Energie zeigen. Schon um die Unmöglichkeit zeigen, 

dass liquid. Stelle auf unserem Boden amtiert.  

1.) Veröffentlichen.  

2.) Staatsamt für Heerwesen soll morgen an Homann herantreten, dass man sich Drängen nicht gefallen lässt. 

Wenn sich herausstellt, dass Homann nichts weiß und das Bevollmächtigtenkollegium das gemacht hat, soll der 

d.ö. Bevollmächtigte zur Verantwortung gezogen werden, eventuell abziehen.  

L o e w e n f e l d: Gegen die Veröffentlichung Bedenken wegen Autorität des Staates.  

Keine Veröffentlichung, nur Pkt.2 angenommen. α 

                                                 
17  Vgl. die Stenogrammvariante zu diesem Tagesordnungspunkt, die im Anschluss zwischen zwei α-Zeichen 

wiedergegeben wird. 
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